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– für diese Zielgruppe gilt es auch
Wohnraum zu schaffen. Wir waren
mit der Stiftung Hoffnungshäuser
schon vor ein paar Jahren über ein
Projekt auf dem Kornhausgrund-
stück im Gespräch, das war aus städ-
tebaulichen Gründen nicht machbar.
Ihre Häuser sind nicht mit Satteldä-
chern ausgestattet. 2019 hatten wir
dann die Möglichkeit das Grund-
stück im Riedweg zu kaufen. Es ist
innenstadtnah, der Bahnhof ist gut
zu Fuß erreichbar. Deshalb wollten
wir das Projekt an dieser Stelle. Was
den Umfang angeht, gab es verschie-
dene Varianten. Wir wollten es in ei-
ner Hand haben und mit der Stiftung
Hoffnungshäuser gab es dann noch
die Idee, die Doppelhaushälften zu
realisieren. 

Wie viele Menschen sollen denn in
den 24 Wohnungen der drei Mehr-
familien- und den acht Doppel-
haushälften leben – und welche
Größen sind vorgesehen?
In den 32 Wohneinheiten werden
zirka 150 Menschen leben. Auch bei
anderen Geschosswohnungsvorha-
ben gibt es eine ähnliche Wohndich-
te. Um für die Doppelhaushälften so-
ziale Wohnungsbauförderung zu be-
kommen, müssen dort sechsköpfige
Familien einziehen. In den Hoff-
nungshäusern (gemeint sind die
dreigeschossigen modularen Holz-
häuser, die von der Stiftung Hoff-
nungsträger entwickelt wurden,
Anmk. d. Red.) gibt es Wohnungen
unterschiedlicher Größen.

Kritische Anwohner vermissen
Zwei-Zimmer-Wohnungen, des-
halb glauben sie nicht, dass dort Al-
leinerziehende mit Kind oder
Rentnerpaare einziehen werden –
und unterstellen, dass das auch gar
nicht Ihre Absicht sei…
Da ziehen Menschen ein, die eine
Wohnberechtigungsschein beantra-
gen können, das ist eine ganz breite
Bevölkerungsschicht: Aulendorfer
Familien, wo gerade nur einer arbei-
ten kann, Alleinerziehende, Rentner
mit geringer Rente. Es können auch
Sozialleistungsempfänger und Ge-
flüchtete einziehen, aber sicher nicht
nur. Und es wird auch von außerhalb
Bewerbungen geben. Das ist auch
gewollt. Mir sagen immer wieder
Firmen, sie würden Mitarbeiter ein-
stellen können, wenn diese hier eine
Wohnung finden und bezahlen
könnten. Es gibt weder von der Stif-
tung noch von uns ein anderes Inte-
resse. Wir wollen doch genau das
verhindern, was manche Anwohner
befürchten: einen sozialen Brenn-
punkt. Wir wollen für Durchmi-
schung sorgen. Wobei ich „sozialer
Brennpunkt“ begrifflich schwierig
finde: Dort werden viele Menschen
einziehen, denen man Unrecht tut,
wenn man sagt, wenn sie da einzie-
hen, entsteht ein sozialer Brenn-
punkt. Da kann ich jedem nur raten,
sich in seinem Betrieb umzuschauen,
wer da ein Anrecht hat, dort einzu-
ziehen.

Und warum gibt es keine Zwei-
Zimmer-Wohnungen?
Im Regelgrundriss sind pro Stock-
werk eine Drei-, eine Vier- und eine

AULENDORF (pau) - Wann kommt
der Kreisverkehr an der Schwarz-
hauskreuzung, wie geht es mit der
Minigolfanlage im Park weiter und
reichen künftig die Kindergarten-
plätze? Aulendorfs Bürgermeister
Matthias Burth antwortet im Inter-
view mit Paulina Stumm auch auf
Fragen zum Wohnungsbauprojekt
im Riedweg.

Corona hat auch Aulendorf ganz
schön durcheinander gebracht.
Wie haben Sie das zurückliegende
Jahr erlebt – gab es etwas, das Ih-
nen besonders in Erinnerung ge-
blieben ist?
Dass unsere Gesellschaft, unsere
Wirtschaft im Frühjahr wirklich ab-
geschaltet wurde, und dass das jetzt
im Winter nochmal passiert. Dass es
diese Beschränkung der Grundrech-
te gibt – das war bisher unvorstell-
bar. Mich hat das zu den Basics im
Leben zurückgeholt. Wenn man
sieht, wie anfällig unsere Systeme,
etwa Lieferketten, sind, tut es gut zu
wissen, dass man sich auf sein Um-
feld verlassen kann. Mir hat es mehr
Möglichkeiten in der Freizeitgestal-
tung eröffnet; statt auf Veranstaltun-
gen oder bei Terminen, war ich war
viel mit der Familie in der Natur.

Sind Sie in Kontakt mit Aulendorfs
französischer Partnerstadt Con-
ches, wissen Sie, wie es ihr geht?
Ja, über den Jahreswechsel war ich
mit dem neuen Bürgermeister in
Kontakt. Die Situation dort ist ähn-
lich. Sie hatten im Frühjahr relativ
wenige Fälle, wie wir auch. Letztes
Jahr hätte ja unser Jubiläum stattfin-
den sollen wir planen es jetzt für die-
sen Herbst. Einen konkreten Termin
gibt es aber noch nicht.

Corona hat den Schulen einen digi-
talen Schub verpasst. Wie gut sind
Aulendorfs Schulen technisch auf-
gestellt und mit Breitbandinternet
versorgt?
Die städtischen Schulen sind gut ver-
sorgt, da haben wir noch vor Corona
eine ausreichende Breitbandversor-
gung veranlasst. Das Gymnasium ist
schon immer Vorreiter bei Tablets,
die anderen Schulen haben die För-
dermittel verwendet, um Endgeräte
anzuschaffen. Für die Digitalisie-
rung der Schulen gibt es gleich meh-
rere Förderpakete, wir sind gerade in
der Abstimmung mit den Schulen,
wie man die Gelder weiter verwen-
det. Die städtischen Schulen sind al-
so gut aufgestellt – die Probleme mit
Moodle sind ein anderes Thema…

Derzeit sind viele Schüler aller-
dings wieder im Homeschooling.
Was macht der Breitbandausbau in
Aulendorf und den Teilorten?
Die Kernstadt ist grundsätzlich gut
versorgt, Probleme gibt es in den
Ortsteilen und Außenbereichen.
Wir haben zusammen mit dem
Zweckverband Breitbandversor-
gung ein Ausbaukonzept aufgestellt
mit einem Bauvolumen über 20 Mil-
lionen Euro. Die Bundesförderung
haben wir bewilligt, für den Landes-
anteil erwarten wir das im Frühjahr.
Nächste Woche (das Interview wur-
de in der Vorwoche geführt, Anmk.
d. Red.) finden die Vergabegesprä-
che für die Ingenieurleistungen statt.
Es gab acht Bewerber. Im Haushalts-
entwurf 2021 haben wir 2,4 Millionen
Euro für dieses Projekt veranschlagt.
Im günstigsten Fall wollen wir auch
in diesem Jahr mit den Bauarbeiten
beginnen. Im ersten Abschnitt sind
Gewerbegebiete und das Studien-
kolleg St. Johann drin. Laut Förder-
vorgaben muss das Projekt bis 2025
abgeschlossen sein.

Im Riedweg wollen Sie sozialen
Wohnungsbau ermöglichen. Das
Vorhaben hat im Gemeinderat
nicht nur Befürworter und wird
von manchen Anwohnern kriti-
siert. Warum sehen Sie genau die-
ses Projekt in diesem Umfang an
diesem Ort?
In Aulendorf sind in den vergange-
nen Jahren viele Wohnungen ent-
standen, insbesondere auch im Ge-
schosswohnungsbau, die waren
schnell weg vom Markt und der
Druck wird weiter zunehmen. Für ei-
nen Teil der Bevölkerung sind die in
den Neubauten abgerufenen Miet-
preise schon heute nicht zu stemmen

Einzimmerwohnung vorgesehen.
Aber das ist noch variabel. Wir sind
ja noch in der Voruntersuchung: ist
das Grundstück geeignet, was kann
man dort umsetzen? Im weiteren
Verlauf wird jetzt geschaut, was ist
der konkrete Bedarf: Braucht man
mehr große oder mehr kleine Woh-
nungen? Es muss ja auch erst noch
ein Bebauungsplan erstellt werden.

Das ist trotz Verkauf dann noch
verhandelbar?
Ja, das war in der Parkstraße zum
Beispiel auch so. Das Grundstück
wurde über einen Wettbewerb ver-
äußert, da waren auch Regelgrund-
risse hinterlegt. Die wurden im wei-
teren Verlauf an den Bedarf ange-
passt. Die Stiftung ist unser Partner,
das macht man nicht gegeneinander,
sondern miteinander.

Sie reden von der Stiftung. Warum,
der eigentliche Vertragspartner ist
doch die HTS Handel GmbH, eine
Tochterfirma der Hoffnungsträ-
gerstiftung (HTS)?
Wir sind schon lange mit der Stif-
tung in Kontakt und unser An-
sprechpartner war immer und ist bis
heute Herr Lieb. Die GmbH wurde
erst vor kurzem gegründet, um sol-
che Projekte, die nicht dem ur-
sprünglichen Stiftungszweck ent-
sprechen, der eng mit der Integrati-
on von Geflüchteten verbunden ist,
umsetzen zu können. Ich habe den
Wechsel in der Rechtspersönlich-
keit nicht als abträglich für das Pro-
jekt gesehen, weil sich inhaltlich
nichts verändert hat.

Wurden alternative Projektpart-
ner gesucht?
Unser Ansprechpartner für das
Grundstück im Riedweg war hier
nur die Stiftung oder die GmbH. Wir
haben die letzten vier Jahre keinen
Investor gefunden, der ein soziales
Wohnungsbauprojekt mit uns um-
setzen konnte. Mit dem Bau- und
Sparverein Ravensburg zum Bei-
spiel waren wir über das Kornhaus-
grundstück im Gespräch, damals
ging es sogar darum, dass wir das
Grundstück zur Verfügung stellen,
aber auch damit sind wir nicht zu ei-
ner Lösung gekommen. Andere Bau-
träger haben gesagt, wir müssten sel-
ber bauen, das wäre eine millionen-
schwere Investition für die Stadt.
Das Problem ist die Wirtschaftlich-
keit für denjenigen, der baut. Die
ortsübliche Grundmiete ist in Aulen-
dorf zu niedrig, um das wirtschaft-
lich darzustellen – anders etwa als in
Ravensburg, bei gleichen Baukosten.

Die Bürgerinitiative Riedweg for-
dert, das Projekt zu stoppen und
sozialen Wohnungsbau dezentral
umzusetzen. Was halten Sie von
diesem Vorschlag?
Wenn Sie mir sagen wo? Und gibt es
eine Flächenverfügbarkeit? Wir ha-
ben verschiedene städtische Grund-
stücke untersucht und sind an den
Umständen gescheitert. Wenn es so
einfach wäre, hätten wir es früher ge-
macht.

Gab es andere Überlegungen für
das Grundstück, wie es etwa er-

tragreicher verkauft werden könn-
te?
Die Meinung, dass das Grundstück
unter Wert verkauft wird, gab es
auch im Gemeinderat, aber die
Mehrheit hat sich für diese Idee auf
diesem Grundstück entschieden. Ein
Teil des Grundstücks wird dabei nun
sogar mit Wertschöpfung verkauft,
und das in einer Größenordnung,
wie es auch herauskommt, wenn wir
ein Baugebiet erschließen. Der Stadt
entstehen keine Erschließungskos-
ten. Aber möchte ich an der Stelle
überhaupt eine maximale Gewinn-
orientierung? Das würde sich dann
auch wieder auf die Nutzung des
Grundstücks auswirken. Das ma-
chen wir bei unseren Bauplätzen, et-
wa in Tafelesch, ja auch nicht. Es soll
gerade nicht so sein, dass wir Bau-
platzpreise aufrufen, die dann über-
wiegend an gutverdienende Bewer-
ber aus Ballungsgebieten, zum Bei-
spiel Stuttgart, verkauft werden.
Kommunen sollten keine Preistrei-
ber bei Grundstücken sein.

Können Sie nachvollziehen, dass
Anwohner enttäuscht sind und
sich fragen, warum sie erst nach
dem Verkaufsbeschluss, also nach
der Schaffung von Tatsachen, in-
formiert werden sollen?
Natürlich wäre es sinnvoll gewesen,
die Infoveranstaltung vorher zu ma-
chen, so wie die Sache jetzt aussieht.
Aber es war bisher die übliche Praxis
bei Baugebieten, dass man, wenn es
den Beschluss gibt, dass es umge-
setzt werden soll, und mit einem ge-
wissen Planungsstand in die Öffent-
lichkeitsinformation geht. Das ha-
ben wir auch andernorts so gemacht.

Das Thema wurde zwei Mal nicht-
öffentlich vorberaten, zuletzt En-
de September 2020. Wäre da nicht
bis zur Beschlusssitzung im De-
zember Zeit gewesen, über das
Vorhaben zu informieren?
Es ist müßig jetzt darüber zu disku-
tieren, was der richtige Zeitpunkt ge-
wesen wäre. Ich habe nicht mit die-
sen massiven Bedenken der Anwoh-
ner gerechnet. Hätte ich das ge-
wusst, hätte ich es sicherlich anders
gemacht. Wir wollen Ende dieser,
Anfang kommender Woche einen
Termin für eine Informationsveran-
staltung bekanntgeben. Mit der Stif-
tung haben wir drei Termine Anfang
Februar abgestimmt. Eine Veranstal-
tung in der Stadthalle mit Hygiene-
konzept wäre mir am liebsten, solche
Veranstaltungen kann man laut Co-
ronaverordnung machen. Aber das
müssen wir noch schauen. Wir wer-
den dafür Sorge tragen, dass mög-
lichst viele die Veranstaltung wahr-
nehmen können.

Bei den Anwohnern ist das Gefühl
entstanden, es handle sich um eine
„Hauruck-Aktion“. Das liegt zum
Teil sicherlich daran, dass das The-
ma für sie sehr plötzlich auftauch-
te. Aber auch, dass in der Gemein-
deratssitzung ein formal falscher
Beschluss mit der Stiftung statt der
HTS GmbH als Projektpartner ge-
fasst wurde, trägt dazu bei. Wie
konnte es dazu kommen?
Das war keine böse Absicht, sondern

Aulendorfer Radfahrer mahnen,
die Stadt müsse fahrradfreundli-
cher werden. Welche Radweg-
Projekte stehen 2021 an?
Der große Wunsch ist ja, dass ein
Radwegekonzept erarbeitet wird.
Das voranzubringen wird eine
Hauptaufgabe von Frau Kreuzer
(neue Stadtbaumeisterin, Anmk. d.
Red.) sein. Manches der Liste ist aber
auch schon umgesetzt, in Bearbei-
tung oder im Moment rechtlich nicht
durchsetzbar. Ganz konkret sind wir
mit dem Landkreis im Gespräch we-
gen des Radwegs in Richtung Stei-
nenbach vom Ortsausgang bis zur
Gärtnerei. Der Kreis will in diesem
Jahr den Straßenbelag der dortigen
Kreisstraße erneuern, in diesem Zu-
ge gibt es Überlegungen für das Teil-
stück des Radwegs bis zur Gärtnerei.
Auch wegen der Situation an der
Schwarzhaus-Kreuzung gab es
nochmal einen Vor-Ort-Termin, ob
es eine Zwischenlösung geben kann,
bis der Kreisverkehr kommt. Der
Kreis hat signalisiert, zu schauen, ob
es eine wirtschaftlich sinnvolle Lö-
sung gibt.

Auch die motorisierten Verkehrs-
teilnehmer warten auf den Kreis-
verkehr. Wie realistisch ist es, dass
er kommt – auch in Anbetracht der
finanziellen Lage der Stadt?
Das Vorhaben ist zur Genehmigung
beim Regierungspräsidium einge-
reicht, das Verfahren läuft. Dann
müssen wir uns nochmal über die Fi-
nanzen unterhalten und einen Be-
schluss fassen. In der mittelfristigen
Finanzplanung ist der Kreisverkehr
eingeplant.

Wie steht es um die Stadtfinanzen
mit den Corona-Auswirkungen?
Wir spüren die Kompensationszah-
lungen des Landes 2020 deutlich.
Aber wir spüren auch einen Rück-
gang auf der Einnahmenseite. Aller-
dings nicht nur coronabedingt, son-
dern wegen des Finanzausgleichs, es
war immer klar, dass der Finanzaus-
gleich 2021 besonders zu tragen
kommt: 2019 hatten wir ein sehr gu-
tes Rechnungsergebnis, da sind jetzt
entsprechende Umlagen fällig und
wir bekommen weniger Schlüssel-
zuweisungen. Bei den Gewerbesteu-
ern gibt es coronabedingt Anpassun-
gen nach unten. Aber man muss die
mittelfristige Finanzplanung be-
trachten, da sieht es besser aus – die
nächsten Jahre bringen uns aber
auch große Investitionen.

Aulendorf soll eine Solidarische
Gemeinde bekommen. Den Aulen-
dorfern sagt man aber schon heute
ein reges Engagement in der Ge-
meinschaft nach. Was ist der Un-
terschied?
Der Schwerpunkt der Projekts liegt
im Bereich häusliche Pflege, Vorsor-
ge und Unterstützung. Ja, auch das
haben wir heute schon. Aber mit der
demografischen Entwicklung wer-
den wir Kommunen immer stärker
in der Verantwortung der Daseins-
fürsorge stehen. Das Thema häusli-
che Pflege wird immer größer wer-
den. Da gibt es weiteres Potential,
auch bei den Senioren selbst. Ich se-
he da nicht bauliche Tätigkeiten. Es
geht um Fragen wie: Wer kann ein-
kaufen gehen, den Garten mit ver-
sorgen, wer schaut jeden Tag mal
vorbei, wer nimmt einen mit zum
Konzert, darum, wie Teilhabe statt-
findet. Dafür wird es Lösungen in
einzelnen Stadtquartieren geben, die
durchaus unterschiedlich aussehen
und sich entwickeln können. Die
zentrale Frage ist: Wie schafft man
eine nachhaltige Struktur und Orga-
nisationsform, die die bestehenden
einbindet und das Engagement be-
gleitet.

Mit dem Ausbau der Poststraße
war auch die Hoffnung verbunden,
dass der Verkehr in der Hauptstra-
ße abnimmt – hat das geklappt?
Die Poststraße ist städtebaulich gut
gelungen, aber ob sie tatsächlich zu
eine Entlastung für die Hauptstraße
als Durchgangsstraße geführt hat,
konnte ich so nicht feststellen. Das
wollen wir mit dem weiteren Ver-
kehrskonzept angehen. Da gibt es
verschiedene Varianten und da muss
man auch mit den Gewerbetreiben-
den sprechen, wie sie die Funktion
der Hauptstraße sehen.

ein Versehen meinerseits. Ich hatte
jahrelang mit der Stiftung zu tun und
habe es dann auch so im Beschluss
formuliert. Es gibt aber weitere Re-
gelungen zum Verkauf an die HTS,
etwa zur Verpflichtung, dass dort
Sozialwohnungsbau entsteht, oder
Kostentragungsregelungen, die
nichtöffentlich beschlossen werden
mussten. Da war es korrekt formu-
liert. Den öffentlichen Beschluss
müssen wir jetzt wiederholen, aber
das werden wir erst nach der Info-
Veranstaltung machen.

Aulendorfs Kindergärten sind gut
gefüllt, wann wird der neue Kin-
dergarten gebaut und reicht das
perspektivisch?
Wir haben Zuzug und ein Bevölke-
rungswachstum in der Stadt. Die
Schatzkiste wird mit seinen beiden
Gruppen voll. Die Schatzkiste
(Übergangskindergarten auf dem
Parkplatz des Schulzentrums, Anmk.
d. Red.) wird in seinen beiden Grup-
pen voll. Der neue Kindergarten
wird fünfgruppig, da sind dann also
drei Gruppen mehr möglich, mittel-
fristig sind also noch Kindergarten-
plätze vorhanden, ja. Im Januar wer-
den wir die weitere Ausführungspla-
nung für den neuen Kindergarten
vorstellen. Im März oder April wol-
len wir dann die Ausschreibung der
Bauarbeiten freigeben mit dem Ziel,
diese noch vor den Sommerferien zu
vergeben.

Wie steht es um die Zukunft der
Minigolfanlage im Park?
Die Anlage hat im letzten Sommer
sehr gute Besucherzahlen gehabt, da
hat uns aber sicher auch Corona in
die Karten gespielt. Aber wir neh-
men das ernst und kennen auch den
Antrag und die Unterschriftenliste
zum Erhalt des SPD-Ortsvereins.
Wir werden das Thema am Mitt-
woch nochmals im Verwaltungsaus-
schuss diskutieren. Wir wollen vor-
schlagen, die Anlage 2021 wie 2020
nochmal selbst und mit den einge-
schränkten Öffnungszeiten zu be-
treiben. Die abschließende Entschei-
dung, wie es mit der Minigolfanlage
weitergeht, müssen wir im Zuge der
Parkplanung fällen. Mit dem Park-
konzept sind wir allerdings in Ver-
zug geraten, aber da werden wir in
den nächsten Monaten Zeit haben,
zu diskutieren. Dann werden wir
auch mögliche Alternativen sehen.

Wie steht es um das Baugebiet
Buchwald – sollten dort nicht ei-
gentlich schon die Bagger zugange
sein, was bremst, Anwohnerpro-
test?
Da gab es auch eine Info-Veranstal-
tung nach dem Aufstellungsbe-
schluss. Es gibt beide Seiten: Anwoh-
ner mit Lärmbedenken und junge Fa-
milien auf Bauplatzsuche. Es hat sich
in der Tat verzögert, der Haupt-
grund dafür ist, dass die Oberflä-
chenentwässerung komplizierter ist
als gedacht, und die Aufforderung
des Regierungspräsidiums, eine
Linksabbiegerspur zur Saulgauer
Straße hin umzusetzen. Das ist jetzt
aber soweit geregelt. Wir wollen das
Thema bald wieder im Gemeinderat
vorstellen.

SZ-Jahresinterview
●

„Habe nicht mit diesen massiven Bedenken gerechnet“
Das Riedweg-Projekt wird heiß diskutiert – Im Interview stellt sich Bürgermeister Matthias Burth auch Fragen zu weiteren Stadtthemen

Der aktuellen Pandemielage angepasst beantwortete Bürgermeister Matthias Burth in diesem Jahresinterview die Fragen von Redakteurin Paulina Stumm im Video-
gespräch. BILDSCHIRMAUFNAHME: PAULINA STUMM 


